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VORWORT

V

Die WPO wurde durch das AbschlussprÅferaufsichtsreformgesetz (APAReG) in vielen Punkten
ge�ndert. Die WirtschaftsprÅferkammer (WPK) spricht von der „grÇßten Reform seit Jahrzehn-
ten“. Die Gesetzes�nderungen wurden von der EU durch die Richtlinie 2014/56/EU vom
16. April 2014 initiiert. Sie �ndert und modernisiert die AbschlussprÅferrichtlinie 2006/43/EG.
Durch das APAReG wurde die �nderungsrichtlinie in deutsches Recht umgesetzt. Die neue Fas-
sung der WPO ist im Juni 2016 in Kraft getreten.

Neben dem APAReG wurde ein zweites Gesetz, das AbschlussprÅfungsreformgesetz (AReG) er-
lassen. Es setzt die prÅfungsbezogenen Vorgaben der AbschlussprÅferrichtlinie in deutsches
Recht um. Die �nderungen erfolgten haupts�chlich im HGB, aber auch im AktG, GmbHG und im
GenG.

Das Europ�ische Parlament und der Rat haben neben der Richtlinie 2014/56/EU die Verordnung
(EU) 537/2014 erlassen, mit der in den EU-Mitgliedsstaaten unmittelbar geltendes Recht ge-
setzt wurde. Die Verordnung betrifft die Vorschriften der WPO nicht direkt. Sie regelt die Beson-
derheiten bei der PrÅfung von Unternehmen von Çffentlichem Interesse (PIE) und wirkt sich da-
mit aber indirekt auch auf Regelungen der WPO aus, so z. B. bei der Qualit�tssicherung bei PrÅ-
fern von PIE-Mandaten.

Die neue AbschlussprÅferrichtlinie, die Verordnung (EU) 537/2014, das APAReG und das AReG
haben erheblichen Einfluss auf das Berufsrecht der WirtschaftsprÅfer. Es wurde in vielen Punk-
ten ver�ndert. Neue Themen in der 2. Auflage des Buchs sind deshalb u. a.:

" Das neue Aufsichtssystem Åber WirtschaftsprÅfer durch die WPK und die AbschlussprÅfer-
aufsichtsstelle (APAS);

" die Neuregelung des Qualit�tssicherungssystems;

" wichtige �nderungen bei der Qualit�tskontrolle und bei den Inspektionen (vormals anlass-
unabh�ngige Sonderuntersuchungen);

" vÇllige Neuregelung der bisherigen Berufsgerichtsbarkeit; die WPK ist fÅr alle Berufspflicht-
verletzungen zust�ndig, die Berufsgerichte sind nur noch Rechtsmittelinstanzen;

" fÅr vereidigte BuchprÅfer (vBP) wurde eine verkÅrzte �bergangsprÅfung zum WP wieder-
erÇffnet.

Das Buch wurde deshalb in diesen Themengebieten vÇllig neu konzipiert und an die ge�nderte
Rechtslage angepasst. Ohne die genaue und st�ndige Beachtung des Berufsrechts kann der
WirtschaftsprÅfer seinen Beruf heute nicht mehr ausÅben. H�lt er sich nicht daran, f�llt das sp�-
testens bei den Qualit�tskontrollen und Inspektionen auf und kann dann zu Ermittlungen und
Sanktionen der WPK oder der APAS fÅhren. Das bisher geltende Verwertungsverbot fÅr Berufs-
pflichtverletzungen (Firewall), die bei Qualit�tskontrollen festgestellt werden, ist mit der Neu-
fassung der WPO weggefallen. Das Berufsrecht der WirtschaftsprÅfer ist aktueller denn je zu-
vor.

Die gesetzlichen Regelungen fÅr die Haftung der WirtschaftsprÅfer und steuerlichen Berater
sind Åberschaubar. Umso wichtiger ist die zur Haftung ergangene Rechtsprechung der fÅr Wirt-
schaftsprÅfer und Steuerberater zust�ndigen III. und IX. Zivilsenate des BGH, die fortlaufend die



in den jeweiligen T�tigkeitsbereichen bestehenden Pflichten konkretisieren und abgrenzen. Ins-
besondere im Bereich der T�tigkeit von WirtschaftsprÅfern in Anlagemodellen dÅrfte die Ent-
wicklung noch nicht abgeschlossen sein. Die Kenntnis der Haftungsrechtsprechung ist zwin-
gend erforderlich, damit der WirtschaftsprÅfer seine T�tigkeit an dieser ausrichten und haf-
tungstr�chtige Situationen erkennen und vermeiden kann. Kapitel XIV wurde vor diesem Hinter-
grund Åberarbeitet und aktualisiert.

Hamburg/Bonn, im September 2016 Dr. Bernhard Schmitz Petra Lorey Richard Harder
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